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Die Frage nach der Wirksamkeit des sozialistischen Rechts 
ist für Wissenschaft und Praxis von wachsendem Inter­
esse.* Ihre immer vollständigere Beantwortung dient der 
Bewältigung der vom IX. Parteitag der SED beschlossenen 
Aufgabe, die sozialistische Rechtsordnung planmäßig ent­
sprechend dem Reifegrad der sozialistischen Gesellschaft 
weiter auszubauen.2

Das sozialistische Recht leistet mit seinen Funktionen, 
insbesondere mit seiner gesellschaftsorganisierenden Kraft 
als Instrument der staatlichen Leitung einen bedeutenden 
Beitrag zur Lösung der Aufgaben bei der weiteren Gestal­
tung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft. Der 
komplizierte Prozeß seiner Verwirklichung und der Durch­
setzung der einzelnen Rechtsvorschriften muß jedoch noch 
genauer erforscht werden. Präzisere Aussagen sind dar­
über erforderlich, wie die einzelnen Rechtsvorschriften 
wirken Und entweder ihrem Ziel entsprechend Fortschritte 
in der Gesellschaftsentwicklung herbeiführen oder aus 
welchen Gründen einzelne Bestimmungen ihren Zweck 
nicht oder nicht mehr erfüllen und den Entwicklungser­
fordernissen nicht mehr entsprechen.

Die nähere Einschätzung der Wirksamkeit des soziali­
stischen Rechts insgesamt bzw. der einzelnen Gesetze und 
anderen Rechtsvorschriften in der gesellschaftlichen Praxis 
ermöglicht Schlußfolgerungen für die zukünftige 
Rechtsarbeit, für die Rechtserziehung und die Rechtset­
zung. Sie schafft Voraussetzungen, das sozialistische Recht 
noch effektiver zu nutzen und planmäßig zu vervollkomm­
nen. Darauf gerichtete Leitungsaufgaben können nur dann 
erfolgversprechend bestimmt werden, wenn ihre Notwen­
digkeit und ihr Inhalt ausgehend von der Analyse der 
Wirksamkeit der Rechtsvorschriften exakt begründet sind.

Diese Erkenntnis spiegelt sich in einigen grundlegenden 
Gesetzen und Rechtsvorschriften wider, die nach dem VIII. 
Parteitag der SED verabschiedet wurden. Die Volkskam­
mer beauftragte den Ministerrat, die Wirksamkeit der 
Rechtsvorschriften zu analysieren, „um diese ständig den 
Erfordernissen der Gestaltung der entwickelten sozialisti­
schen Gesellschaft anzupassen“ 2  Ausdrückliche Aufträge 
zur Einschätzung der Wirksamkeit des Rechts enthalten 
u. a. auch die VEB-Verordnung4 und Statuten von Ministe­
rien sowie anderen zentralen Staatsorganen.5

Zentrale und örtliche Staatsorgane, wirtschaftsleitende 
Organe, Koihbinate, Betriebe und Einrichtungen leiteten 
in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen auf Grund 
dieser Aufträge Maßnahmen zu ihrer Erfüllung ein. Dabei 
erwies sich die Aufgabenstellung als kompliziert und 
schwierig; trotz zahlreicher guter Beispiele gibt es noch 
eine Reihe von Problemen, deren Lösung wesentlich zur 
weiteren Qualifizierung der Arbeit beitragen könnte.

Grundprobleme und Voraussetzungen 
der Wirksamkeitsanalyse

Eine erste Frage, die hei der Vorbereitung solcher Ana­
lysen auftritt, betrifft den Inhalt des Begriffs „Wirksam­
keit des sozialistischen Rechts“. Dabei geht es zum einen 
um die Wirksamkeit des sozialistischen Rechts in seiner 
Gesamtheit als bedeutende gesellschaftliche Erscheinung 
und zum anderen um die Wirksamkeit der einzelnen

Rechtsvorschriften. Letzteres ist entsprechend den oben 
genannten Aufträgen das Anliegen der Praxis.

Worin besteht also die Wirksamkeit der einzelnen 
Rechtsvorschriften, wonach ist sie zu beurteilen? Ist sie zu 
beurteilen nach der Erreichung des von der Regelung cha­
rakterisierten — oder im Text der Rechtsvorschrift auch 
nicht im einzelnen genannten, aber ihm zugrunde liegen­
den — gesellschaftlichen bzw. wirtschaftlichen oder sozia­
len Zieles, das den objektiven Erfordernissen bei der wei­
teren Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesell­
schaft entspricht? Ist unter Wirksamkeit die exakte Durch­
führung der einzelnen Aufgaben, Rechte und Pflichten zu 
verstehen, wie sie z. B. im Gesetz über den Volkswirt­
schaftsplan, im Vertragsgesetz oder in anderen Rechtsvor­
schriften niedergelegt sind? Oder besteht beispielsweise 
auf den Gebieten des Strafrechts und des Qrdnungswidrig- 
keitenrechts die Wirksamkeit der geltenden Regelungen 
in ihrer Nichtverletzung?

Wenn auch sicher ist, daß zum Komplex der Wirksam­
keit der Rechtsvorschriften und ihrer Einschätzung 
Aspekte der genannten Fragen gehören, können auf Grund 
der Kompliziertheit der Problematik und der Besonder­
heiten, die in jedem Rechtszweig und Rechtsgebiet zu be­
rücksichtigen sind, jedoch generell gültige Antworten noch 
nicht gegeben. werden.5 Offen ist damit z. B. auch, nach 
welchen Kriterien die Wirksamkeit einzuschätzen und zu 
messen ist, welche Rolle bestimmte Bedingungen und Vor­
aussetzungen für die Entfaltung der Wirksamkeit und ihre 
Einschätzung spielen und wie angesichts der vielfältigen 
Faktoren, auch der nicht-rechtlichen, die ein bestimmtes 
Resultat bewirken, die spezifischen Wirkungen der 
Rechtsvorschriften herausgefiltert und dadurch einer spe­
ziellen Betrachtung unterzogen werden könnten.

Die größte Schwierigkeit für eine praktikable Lösung 
der Probleme liegt offenbar darin begründet, daß es keine 
Resultate (Handlungen, Verhaltensweisen) in der gesell­
schaftlichen Realität gibt,, die allein die Wirkungen von 
Rechtsvorschriften widerspiegeln. In der Praxis bringen 
die verschiedenen subjektiven und objektiven Einfiußfak- 
toren nur in Wechselwirkung miteinander und mit den 
Rechtsvorschriften bestimmte Ergebnisse hervor. Nach dem 
gegenwärtigen Erkenntnisstand ist es nahezu ausgeschlos­
sen, den Grad des Einflusses einzelner Faktoren, z. B. der 
Rechtsvorschriften, mit befriedigender Genauigkeit oder gar 
die spezifische Wirkung eines einzelnen Faktors exakt zu 
bestimmen.2 Selbst wenn das gelänge, wäre damit ein 
genereller Erfolg zumindest noch nicht sicher. Die Ausson­
derung des Rechts und seiner Wirkungen aus dem kom­
plexen und komplizierten Prozeß der staatlichen Leitung, 
eine schematische Isolierung von den anderen Faktoren 
würde die Gefahr einer einseitigen ressortmäßigen Be­
trachtungsweise mit sich bringen. Die zunächst isoliert be­
trachtete gesellschaftliche Erscheinung müßte man, um zu 
tragfähigen Einschätzungen zu kommen, wieder in den ge­
samtgesellschaftlichen Zusammenhang einordnen.

Ausgehend von dieser Situation sollten Aufgabenstel­
lungen, die erst durch weitere Forschungsarbeit und neue 
praktische Erfahrungen schrittweise gelöst werden können, 
von den derzeit bereits vorhandenen praktischen Möglich­
keiten getrennt werden. Die Praxis sollte sich auf das kon­
zentrieren, was nach dem Stand der Erkenntnisse und 
ihrer eigenen Erfahrungen real getan werden kann. Dabei 
braucht sie keineswegs am Punkt Null zu beginnen. In 
den vergangenen Jahren wurden bereits verschiedene Mit­
tel und Methoden erprobt, die uns auch künftig für die 
Leitungstätigkeit auf wichtigen Teilgebieten wesentliche 
Aussagen zur Wirksamkeit von Gesetzen und anderen 
Rechtsvorschriften vermitteln können.


